
 

  

Nicht börsennotierte Aktiengesellschaf-
ten müssen daher grundsätzlich ihre 
wirtschaftlich Berechtigten an das 
Transparenzregister melden. Gleiches 
gilt für Stiftungen bürgerlichen Rechts, 
da die notwendigen Angaben zum 
Stifter oder Vorstand nicht in den Stif-
tungsverzeichnissen der Länder enthal-
ten sind. Im Falle von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung (GmbH), 
haftungsbeschränkten Unternehmens-
gesellschaften (UG), offenen Handels-
gesellschaften (oHG), Kommanditge-
sellschaften (KG) und Partnerschafts-
gesellschaften (PartG) ist Sorgfalt 
angeraten: zwar ergeben sich die Ver-
tretungsmacht und Angaben zu den 
wirtschaftlich Berechtigten aus dem 

“Auch eine Pfütze spiegelt den Himmel.“ 
(Chinesische Weisheit) 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser, 
 
im letzten Jahr ist das neue Geldwä-
schegesetz (GwG) in Kraft getreten. Es 
weitet in Umsetzung europäischer 
Maßgaben die bisherigen geldwäsche-
rechtlichen Vorgaben aus. Zum Kreis 
der nach dem Gesetz Verpflichteten 
gehören wie bisher auch Steuerberater 
und Wirtschaftsprüfer. 
 
Das GwG sieht nunmehr unter ande-
rem die Einrichtung eines zentralen 
Transparenzregisters vor (§§ 18-26 
GwG). Bis zum 01.10.2017 waren 
erstmals Daten über die natürlichen 
Personen, die als sog. wirtschaftlich 
Berechtigte hinter juristischen Perso-
nen des Privatrechts, eingetragenen 
Personengesellschaften, Trusts oder 
speziellen Treuhandgestaltungen agie-
ren, an das Register zu melden. Wirt-
schaftlich Berechtigte von Gesellschaf-
ten des bürgerlichen Rechts (GbR) 
fallen hingegen nicht unter die Regist-
rierungspflicht. Ein Abruf von Daten aus 
dem Transparenzregister ist allerdings 
erst ab dem 27.12.2017 möglich. 
 
Wirtschaftlich Berechtigte sind nach § 3 

Abs. 1 GwG natürliche Personen, in 
deren Eigentum oder unter deren Kon-
trolle der Vertragspartner letztlich steht, 
oder auf deren Veranlassung eine 
Transaktion letztlich durchgeführt oder 
eine Geschäftsbeziehung begründet 
wird, sowie nach § 3 Abs. 2 GwG jede 
natürliche Person, die unmittelbar oder 
mittelbar mehr als 25 % der Kapitalan-
teile einer juristischen Person hält, 
mehr als 25 % der Stimmrecht kontrol-
liert oder auf vergleichbare Weise, etwa 
durch Absprachen, Kontrolle ausübt. 
Kann keine natürliche Person trotz 
umfassender Prüfungen ermittelt wer-
den, gilt als wirtschaftlich Berechtigter 
der gesetzliche Vertreter, geschäftsfüh-
rende Gesellschafter oder Partner des 
Mandanten (§ 3 Abs. 2 Satz 5 GwG). 
 
Die Meldung im Transparenzregister 
muss nach § 19 GwG Vor- und Zuna-
me, Geburtsdatum, Anschrift sowie Art 
und Umfang des wirtschaftlichen Inte-
resses des wirtschaftlich Berechtigten 
umfassen. 
 
Laut § 20 Abs. 2 GwG gilt die Meldung 
als erfolgt, wenn die geforderten Anga-
ben bereits in anderen öffentlichen 
Registern elektronisch zugänglich sind. 
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Verlag das Transparenzregister führt. 
Die Transparenzregister-
Datenübermittlungs-Verordnung 
(TrDüV) vom 30.06.2017 regelt die 
Registrierung beim Transparenzregister 
unter www.transparenzregister.de und 
bestimmt die Maßgaben zur Übertra-
gung der Daten. So können Meldung 
nach § TrDüV nur über das Internet 
erfolgen. 
 
 
Ihr NPP kompakt-Team 
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Handels- oder Partnerschaftsregister, 
dies allerdings nur insoweit, wie keine 
weiteren Formen der Kontrolle beste-
hen. Bestehen solche weiteren Kon-
trollformen, ist eine Meldung an das 
Transparenzregister verpflichtend. 
Eingetragene Vereine (e.V.), Versiche-
rungsvereine auf Gegenseitigkeit 
(VVAG), eingetragene Genossenschaf-
ten (eG) und Europäische Genossen-
schaften haben regelmäßig so viele 
Mitglieder, dass wirtschaftlich Berech-
tigter im Sinne des GwG der Vorstand 
ist. Da sich dessen Identität bereits aus 
dem Vereins- bzw. Genossenschafts-

register ergibt, dürfte die Verpflichtung 
zur Meldung an das Transparenzregis-
ter in der Regel entfallen. Ebenfalls als 
stets erfüllt kann die Meldepflicht von 
Angaben zu börsennotierten Aktienge-
sellschaften angesehen werden, da 
diese an organisierten Märkten nach 
international anerkannten Standards 
registriert sind. 
 
Weitere Regelungen zum Transparenz-
register finden sich in der Transparenz-
register-Beleihungsverordnung (TBelV) 
vom 27.06.2017. Sie legt unter ande-
rem fest, dass der Bundesanzeiger-
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stellte sie erhebliche von der Mieterin 
verursachte Schäden fest. Aufwendun-
gen von rund 20.000 € waren für die 
Instandsetzung erforderlich. 
 
Der Bundesfinanzhof bestätigte die 
Auffassung der neuen Eigentümerin, 
dass es sich dabei um sofort abziehba-
ren Erhaltungsaufwand handelt, denn 
die Schäden waren zum Zeitpunkt der 
Anschaffung nicht vorhanden. Es wa-
ren auch keine nach dem Erwerb auf-
tretenden altersüblichen Mängel und 
Defekte, die anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten sind. 

seine Stellung als GmbH-Geschäfts-
führer ausgeglichen werden. 
 
Der Bundesfinanzhof hatte die Frage 
zu entscheiden, ob ein stiller Gesell-
schafter Mitunternehmerrisiko trägt, 
wenn er nicht am Verlust beteiligt ist 
und er seine Einlage nur durch künftige 
Gewinnanteile zu erbringen hat. Das 
Gericht verneinte dies, weil der stille 
Gesellschafter risikolos ohne eigenen 
Kapitaleinsatz seine Einlage erbringen 
konnte. 
 

Hinweis: Privatanleger konnten 
Fondsanteile, die vor dem 
1. Januar 2009 erworben wurden, 
bislang steuerfrei veräußern. Der Be-
standsschutz für Kursgewinne aus 
diesen sog. Altanteilen entfällt per 
31. Dezember 2017. Erreicht wird dies 
durch eine Veräußerungs- und Neuan-
schaffungsfiktion. Die bis zum 
31. Dezember 2017 angefallenen 
Kursgewinne bleiben zwar weiterhin 
steuerfrei; die ab dem 1. Januar 2018 
aus den Altanteilen erzielten Veräuße-
rungsgewinne sind jedoch nach den 
neuen gesetzlichen Regelungen steu-
erpflichtig. Für diese Anteile wird ein 
Freibetrag von 100.000 € pro Person 
eingeführt. Dieser muss vom Anleger 
im Zuge der Einkommensteuerveranla-
gung beantragt werden. Folglich dürf-
ten Veräußerungsgewinne aus Altantei-
len auch künftig für die meisten Privat-
anleger steuerfrei bleiben. 

Ausnahme bei den anschaffungsnahen Herstellungskosten 
Wer ein Gebäude anschafft, kann 
innerhalb der ersten drei Jahre größere 
Aufwendungen zur Beseitigung von 
Mängeln nur dann sofort als Wer-
bungskosten absetzen, wenn diese 
nicht über 15 % der Anschaffungskos-
ten des Gebäudes liegen. Höhere 
Instandhaltungskosten führen zu an-
schaffungsnahen Herstellungskosten, 
die sich nur über die Abschreibung des 
Gebäudes steuermindernd auswirken. 
 
Von diesem Grundsatz gibt es aller-
dings eine Ausnahme: Aufwendungen 
zur Beseitigung eines Substanzscha-

dens, der erst nach Anschaffung einer 
vermieteten Immobilie durch schuldhaf-
tes Handeln des Mieters verursacht 
wurde, können als Werbungskosten 
sofort abziehbar sein. Das hat der 
Bundesfinanzhof in einem Fall ent-
schieden, in dem sich die angeschaffte 
Eigentumswohnung zum Zeitpunkt des 
Übergangs von Nutzen und Lasten in 
einem mangelfreien Zustand befand. 
Erst nach der Anschaffung begannen 
die Probleme. Die Mieterin verweigerte 
die Zahlung fälliger Nebenkosten, 
woraufhin die neue Eigentümerin das 
Mietverhältnis kündigte. Anschließend 

Voraussetzungen für das Vorliegen einer GmbH & atypisch stillen 
Gesellschaft 
Beteiligt sich jemand als stiller Gesell-
schafter an einer GmbH, kann diese 
steuerrechtlich als typische oder atypi-
sche stille Gesellschaft gewertet wer-
den. Bei einer typisch stillen Gesell-
schaft sind die von der GmbH gezahl-
ten Gewinnanteile bei ihr Betriebsaus-
gaben und beim stillen Gesellschafter 
Einkünfte aus Kapitalvermögen. Bei 
einer atypisch stillen Gesellschaft sind 
die Gewinnanteile als Vergütung eines 
Mitunternehmers zu werten. Soll sie 
steuerlich anerkannt werden, müssen 
die beiden Merkmale Mitunternehmer-
initiative und Mitunternehmerrisiko 
erfüllt sein. 

Zur Mitunternehmerinitiative gehört vor 
allem die Teilnahme an den unterneh-
merischen Entscheidungen. Hierzu 
reicht es, wenn der stille Gesellschafter 
gleichzeitig auch Geschäftsführer der 
GmbH ist oder wenn ihm Gesellschaf-
terrechte eingeräumt werden, die dem 
eines Kommanditisten entsprechen. 
Das Mitunternehmerrisiko ergibt sich 
aus der Beteiligung am Gewinn und 
Verlust sowie an den stillen Reserven. 
Die Merkmale müssen beide vorliegen, 
können allerdings unterschiedlich aus-
geprägt sein. Ist der stille Gesellschaf-
ter bspw. nicht an den stillen Reserven 
beteiligt, kann dieser Nachteil durch 

Neues zum Investmentsteuergesetz 
Seit dem 1. Januar 2018 hat sich die 
Besteuerung von Investmentfonds 
geändert. Ziele der Reform der Invest-
mentbesteuerung sind u. a., die Euro-
parechtskonformität sicherzustellen, die 
Besteuerung zu vereinfachen und 
einzelne unerwünschte Steuersparmo-
delle zu verhindern. 
 
In- und ausländische Fonds, die Divi-
denden ansparen oder ausschütten, 
werden künftig nach derselben Syste-
matik besteuert. Es ist also unerheb-
lich, in welchem Staat der Fonds ange-
siedelt ist und ob er Dividenden aus-
schüttet. Bei ausländischen Fonds und 
Dividenden fällt weiterhin Quellensteuer 
an. Diese kann unter bestimmten Vo-
raussetzungen nicht auf die Abgeltung-
steuer angerechnet werden. Jährlich 
wird Abgeltungsteuer von 25 % (zzgl. 
Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchen-
steuer) auf eine Vorabpauschale erho-
ben, die sich am Wert des Fonds (Ba-
sisertrag) und einem Basiszins orien-

tiert. Dieser Basiszins wird jährlich neu 
festgelegt und durch das Bundesminis-
terium der Finanzen veröffentlicht (nicht 
zu verwechseln mit dem Basiszins der 
Bundesbank). 
 
Bei Aktienfonds (Aktienquote ≥ 51 %) 
bleiben künftig auf Ebene des Anlegers 
pauschal 30 %, bei Mischfonds (Ak-
tienquote ≥ 25 %) 15 % der Erträge 
steuerfrei (sog. Teilfreistellungen). Bei 
sonstigen Fonds (Aktienquote < 25 %) 
gibt es keine Teilfreistellung. Die De-
potbank führt die Steuer direkt ab. Liegt 
der Bank ein entsprechender Freistel-
lungsauftrag vor, fällt für Anleger, deren 
Erträge unter dem sog. Sparer-
Pauschbetrag von 801 € (1.602 € bei 
Zusammenveranlagung) liegen, keine 
Steuer an. Bislang attraktive Steuer-
stundungsmodelle, bei denen beim 
Investor erst dann Steuern anfielen, 
wenn er den Fonds verkauft hat, sind 
künftig nicht mehr möglich. 
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kann mehrere Wohnungen zu eigenen 
Wohnzwecken nutzen. Deshalb gehö-
ren auch nicht vermietete Ferienwoh-
nungen und im Rahmen der doppelten 
Haushaltsführung genutzte eigene 
Wohnungen in den Anwendungsbe-
reich. 

rem Gesellschafter. 
· Dies gilt auch, wenn mehrere Gesell-

schafter an der GmbH beteiligt sind 
und zumindest einer bei der Verein-
barung zwischen der GmbH und der 
ihm nahestehenden Person mitge-
wirkt hat. 

· Ist ein Gesellschafter über eine Mut-
tergesellschaft an der GmbH beteiligt, 
gelten die Rechtsgrundsätze entspre-
chend, wenn er an dem Vertragsab-
schluss zwischen der GmbH und der 
ihm nahestehenden Person mitge-
wirkt hat. 

· In diesem Fällen kann jedoch der 
Gesellschafter selbst Schenker i.S. 
des § 7 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG sein. Ob 
tatsächlich eine Schenkung zwischen 
dem Gesellschafter und der naheste-
henden Person vorliegt, hängt von 
der Ausgestaltung der zwischen 
ihnen bestehenden Rechtsbeziehung 
ab. Hier sind verschiedene Gestal-
tungen denkbar (z.B. Schenkungsab-
rede, Darlehen, Kaufvertrag). 

 

 
 

Keine Veräußerungsgewinnbesteuerung für zu eigenen Wohnzwecken 
genutzte Zweit- oder Ferienwohnungen 

Beträgt für im Privatvermögen gehalte-
ne Wohnungen der Zeitraum zwischen 
ihrer Anschaffung und einer späteren 
Veräußerung nicht mehr als zehn Jah-
re, ist ein daraus resultierender Gewinn 
einkommensteuerpflichtig. 
 
Die Regelung gilt nicht für Wohnungen, 
die ausschließlich oder im Jahr der 
Veräußerung und in den beiden voran-
gegangenen Jahren zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt wurden. Darin einzu-
beziehen sind nach einem Urteil des 

Bundesfinanzhofs auch Ferien- oder 
Zweitwohnungen, die nur zeitweilig 
bewohnt und in der übrigen Zeit dem 
Eigentümer als Wohnung zur Verfü-
gung stehen. 
 
Die für die Steuervergünstigung erfor-
derliche Nutzung zu „eigenen Wohn-
zwecken“ setzt nicht voraus, dass es 
sich um die Hauptwohnung handelt 
oder sich dort der Schwerpunkt der 
persönlichen und familiären Lebens-
verhältnisse befindet. Ein Eigentümer 

Zahlt eine GmbH unter Mitwirkung des 
Gesellschafters einen überhöhten 
Mietzins oder Kaufpreis an eine dem 
Gesellschafter nahestehende Person, 
liegt hierin keine Schenkung der GmbH 
an die nahestehende Person. In die-
sem Fall kann vielmehr eine Schen-
kung des Gesellschafters an die ihm 
z.B. als Ehegatte nahestehende Person 
vorliegen. 
 
In den Streitfällen II R 54/15 und 
II R 32/16 hatten die Kläger Grundstü-
cke an eine GmbH vermietet. Sie wa-
ren jeweils die Ehegatten der Gesell-
schafter der GmbH. Die Gesellschafter 
hatten die Verträge mit unterschrieben 
oder als Gesellschafter-Geschäfts-
führer abgeschlossen. Im Streitfall II R 
42/16 veräußerte der Kläger Aktien an 
eine GmbH. Er war der Bruder des 
Gesellschafters, der den Kaufpreis 
bestimmt hatte. Die bei den GmbHs 
durchgeführten Außenprüfungen erga-
ben, dass Mietzins und Kaufpreis über-
höht waren und insoweit ertragsteuer-
rechtlich verdeckte Gewinnausschüt-
tungen der GmbHs an ihre Gesellschaf-
ter vorlagen. Die Finanzämter sahen 
die überhöhten Zahlungen zudem 
schenkungsteuerrechtlich als gemisch-

te freigiebige Zuwendungen der 
GmbHs an die nahestehenden Perso-
nen an und besteuerten diese nach § 7 
Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. 
 
· Die Zahlung überhöhter vertraglicher 

Entgelte durch eine GmbH an eine 
dem Gesellschafter nahestehende 
Person ist keine gemischte freigebige 
Zuwendung der GmbH i.S. des § 7 
Abs. 1 Nr. 1 ErbStG an die naheste-
hende Person, wenn der Gesellschaf-
ter beim Abschluss der Vereinbarung 
zwischen der GmbH und der nahe-
stehenden Person mitgewirkt hat. 

· Die Mitwirkung des Gesellschafters 
kann darin bestehen, dass er den 
Vertrag zwischen GmbH und nahe-
stehender Person als Gesellschafter-
Geschäftsführer abschließt, als Ge-
sellschafter mit unterzeichnet, dem 
Geschäftsführer eine Anweisung zum 
Vertragsabschluss erteilt, in sonstiger 
Weise auf den Vertragsabschluss 
hinwirkt oder diesem zustimmt. 

· Grund für die Zahlung des überhöh-
ten Mietzinses oder Kaufpreises 
durch die GmbH an den Ehegatten 
oder Bruder ist in einem solchen Fall 
das bestehende Gesellschaftsver-
hältnis zwischen der GmbH und ih-

Zuwendungsverhältnis bei Zahlung eines überhöhten Entgelts (BFH) 
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schafter ausgezahlt, die Restschulden 
wies die Gesellschaft als sonstige 
Verbindlichkeiten aus. 
 
In den schon vor Abschluss des notari-
ellen Gesellschaftsvertrags abge-
schlossenen Mietverträgen sah das 
Gericht keine im Voraus getroffenen 
klaren und eindeutigen Vereinbarun-
gen. Der Ausweis der Mietverbindlich-
keiten sei zudem keine tatsächliche 
Durchführung der Mietverträge. Die 
Mietaufwendungen wurden vom Ge-
richt als verdeckte Gewinnausschüt-
tungen behandelt. 
 

weiteren Schritt eine Schenkung der 
Anteile von A an B. Nachdem die steu-
erlichen Folgen offensichtlich wurden, 
wollten die Beteiligten ihre Vereinba-
rungen rückabwickeln. 
 
Das Finanzgericht urteilte jedoch, dass 
die Rechtsfolgen einer verdeckten 
Gewinnausschüttung nicht durch nach-
trägliche Aufhebung des Geschäftsvor-
falls rückgängig gemacht werden kön-
nen. Allenfalls könne ein Teilerlass der 
Steuer oder die Nichtberücksichtigung 
des die Steuer auslösenden Vorgangs 
in Frage kommen. Der Bundesfinanz-
hof wird ggf. abschließend entscheiden. 

Es ist darauf zu achten, dass auch die 
elektronisch erstellten Daten für zehn 
Jahre vorgehalten werden müssen. 
 
Natürliche Personen, deren Summe der 
positiven Einkünfte aus Überschuss-
einkünften (aus nichtselbständiger 
Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung 
und Verpachtung und sonstige Einkünf-
te) mehr als 500.000 € im Kalender-
jahr 2017 betragen hat, müssen die im 
Zusammenhang stehenden Aufzeich-
nungen und Unterlagen sechs Jahre 
aufbewahren. Bei Zusammenveranla-
gung sind die Feststellungen für jeden 
Ehegatten gesondert maßgebend. Die 
Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des 
fünften aufeinanderfolgenden Kalender-
jahrs, in dem die Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 

Verdeckte Gewinnausschüttung im Zusammenhang mit der Anmietung 
von Räumlichkeiten durch eine Unternehmergesellschaft 
 

Folgende Unterlagen können im Jahr 2018 vernichtet werden 

Seit 2008 ist die Gründung einer Unter-
nehmergesellschaft (haftungsbe-
schränkt) möglich. Sie soll als Ein-
stiegsvariante der GmbH dienen. 
Rechtlich handelt es sich um keine 
neue Gesellschaftsform, sondern um 
eine Spezialform der GmbH mit erleich-
terten Kapitalaufbringungsvorausset-
zungen. 
 
Für die Unternehmergesellschaft gelten 
grundsätzlich dieselben Vorschriften 
wie für eine GmbH. Ein beherrschender 
Gesellschafter muss für Leistungen, die 
er an seine Gesellschaft erbringt, klare 
und eindeutige Vereinbarungen treffen. 
Um eine verdeckte Gewinnausschüt-

tung zu vermeiden, sollten alle Lei-
stungsentgelte (Gehalt, Miete) an den 
beherrschenden Gesellschafter im 
Voraus vertraglich geregelt werden. Zu 
Beweiszwecken ist Schriftform zu emp-
fehlen. 
 
In einem vom Finanzgericht München 
entschiedenen Fall vermietete der 
Gesellschafter und Geschäftsführer 
einer Unternehmergesellschaft Räum-
lichkeiten an die Gesellschaft. Die 
Mietverträge waren vor notarieller 
Gründung und Eintragung der Gesell-
schaft in das Handelsregister abge-
schlossen. Die vereinbarten Mieten 
wurden nur zum Teil an den Gesell-

Rückgängigmachung einer verdeckten Gewinnausschüttung 
Als verdeckte Gewinnausschüttung gilt 
die Zuwendung einer Kapitalgesell-
schaft an ihre Gesellschafter oder eine 
ihnen nahestehende Person außerhalb 
der gesellschaftsrechtlichen Gewinn-
verteilung. Folge der Zuwendung muss 
bei der Gesellschaft eine Vermögens-
minderung oder verhinderte Vermö-
gensmehrung sein. Insoweit erhöht sich 
das zu versteuernde Einkommen der 
Kapitalgesellschaft und es verändert 
sich die einkommensteuerliche Situa-
tion beim Empfänger. 
 
Die steuerlichen Folgen wollte ein vor 
dem Finanzgericht Nürnberg klagender 

Unternehmer A durch Rückabwicklung 
von Verträgen aufheben. Er war alleini-
ger Gesellschafter der A-GmbH, sein 
Vater war dort Geschäftsführer. Die 
A-GmbH hielt 95 % der Anteile an der 
B-GmbH. Geschäftsführer war dort der 
Bruder des Unternehmers (B). 
 
Mit notarieller Urkunde übertrug die 
A-GmbH ihre Anteile an der B-GmbH 
an B. Die Übertragung erfolgte unent-
geltlich als Schenkung im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge. In die-
sem Vorgang sah das Finanzamt im 
ersten Schritt eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung der A-GmbH an A und im 

Nachstehend aufgeführte Buchfüh-
rungsunterlagen können 2018 vernich-
tet werden: 
· Aufzeichnungen aus 2007 und früher 
· Inventare, die bis zum 

31. Dezember 2007 aufgestellt wor-
den sind 

· Bücher, in denen die letzte Eintra-
gung im Jahre 2007 oder früher er-
folgt ist 

· Jahresabschlüsse, Lageberichte und 
Eröffnungsbilanzen, die 2007 oder 
früher aufgestellt worden sind 

· Buchungsbelege aus dem Jahre 
2007 oder früher 

· empfangene Handels- oder Ge-
schäftsbriefe und Kopien der abge-
sandten Handels- oder Geschäfts-
briefe, die 2011 oder früher empfan-

gen bzw. abgesandt wurden 
· sonstige für die Besteuerung bedeut-

same Unterlagen aus dem Jahre 
2011 oder früher 

 
Dabei sind die Fristen für die Steuer-
festsetzungen zu beachten; Unterlagen 
dürfen nicht vernichtet werden, wenn 
sie von Bedeutung sind: 
· für eine begonnene Außenprüfung 
· für anhängige steuerstraf- oder buß-

geldrechtliche Ermittlungen 
· für ein schwebendes oder aufgrund 

einer Außenprüfung zu erwartendes 
Rechtsbehelfsverfahren oder zur Be-
gründung der Anträge an das Fi-
nanzamt und 

· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen 
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die Angabe einer Briefkastenadresse. 
Der EuGH hat zur Anschrift des Lei-
stungserbringers entschieden. Da es 
keinen sachlichen Grund für eine Diffe-
renzierung gibt, muss dieses auch für 
die Anschrift des Leistungsempfängers 
gelten. Es ist erfreulich, dass damit 
dem Formalismus bei der Anschrift 
Grenzen gesetzt wurden. Aber es bleibt 
dabei, je genauer die Rechnungsanga-
ben sind, desto weniger wird die Fi-
nanzverwaltung den Vorsteuerabzug 
versagen. 

anzugeben ist (§ 253 Abs. 6 Satz 3 
HGB). 
 
Erstmals verpflichtend angewandt 
werden muss die Neufassung erst auf 
die Aufstellung von Abschlüssen für 
Zeiträume, die nach dem 31.12.2018 
(im Entwurf noch: 31.12.2017) begin-
nen. 
 

Personalräte des Bundesministeriums 
für Familien, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) zu entnehmen. 
 
Der Leitfaden kann auf der Internetseite 
des Ministeriums abgerufen werden. 

EuGH: Keine wirtschaftliche Aktivität unter der Rechnungsanschrift 
erforderlich (Briefkastenadresse ist ausreichend) 
Für die Geltendmachung des Vorsteu-
erabzugs ist der Besitz einer ordnungs-
gemäßen Rechnung erforderlich, die 
u.a. die vollständige Anschrift des 
Leistenden enthält. Nach der Auffas-
sung des fünften Senats des BFH 
bedurfte es hierfür einer wirtschaftli-
chen Aktivität des leistenden Unter-
nehmers an der angegebenen Adresse.  
 
In dem zugrunde liegenden Fall be-
gehrte ein Kfz-Händler den Vorsteuer-
abzug aus Eingangsrechnungen, in 
denen die Lieferer nur ihre Briefkasten-

adressen angegeben hatten. Die Fi-
nanzverwaltung versagte den Vorsteu-
erabzug mit der Begründung der feh-
lenden „vollständigen Anschrift“, da die 
Anschrift, unter der die Leistenden ihre 
wirtschaftliche Aktivität entfalten, maß-
gebend sei. 
 
Der EuGH hat nun dieser engeren 
Rechtsprechung des BFH eine deutli-
che Absage erteilt. Eine wirtschaftliche 
Aktivität des Rechnungsausstellers ist 
nicht erforderlich, d.h. es reicht die 
postalische Erreichbarkeit und somit 

IDW: Handelsrechtliche Rechnungslegung bei 
Personenhandelsgesellschaften (IDW RS HFA 7 n.F.) 
 Die zentrale Änderung der Neufassung 
liegt in der bilanziellen Abbildung des 
folgenden Vorgangs: Ein Gesellschafter 
scheidet aus einer Personengesell-
schaft aus und er erhält eine (Bar-) 
Abfindung, die über dem Buchwert 
seines Kapitalanteils liegt. Bisher wurde 
allein die sog. Aufstockungslösung als 
zulässig erachtet, fortan kann die Bi-
lanzierung alternativ auch nach der 
sog. Verrechnungsmethode erfolgen. 
Weitere Anpassungen beziehen sich 
auf das HGB in der BilRuG-Fassung 

und das Gesetz zur Umsetzung der 
Wohnimmobilienkreditrichtlinie und zur 
Änderung handelsrechtlicher Vorschrif-
ten. 
 
Im Vergleich zum Entwurf der Stellung-
nahme gab es nur kleinere Änderun-
gen, so z.B. die Klarstellung, dass 
anders als die Anhangangaben nach 
§ 285 Nr. 28 HGB der Unterschiedsbe-
trag i.S.d. § 253 Abs. 6 Satz 1 HGB 
auch von Personenhandelsgesellschaf-
ten im Anhang oder unter der Bilanz 

WPK: Erstmalige Erstellung eines Entgelttransparenzberichts 
Im Juli 2017 ist das Gesetz zur Förde-
rung der Transparenz von Entgeltstruk-
turen (Entgelttransparenzgesetz 
= EntgTranspG) in Kraft getreten. Nach 
§ 21 EntgTranspG müssen Arbeitgeber 
mit in der Regel mehr als 500 Beschäf-
tigten einen Bericht zur Gleichstellung 
und Entgeltgleichheit verfassen, wenn 
sie nach den §§ 264 und 289 HGB zur 
Erstellung eines Lageberichtes ver-
pflichtet sind. Dieser Bericht ist dem 
Lagebericht als Anlage beizufügen und 
im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

Er unterliegt nicht einer inhaltlichen 
Prüfung im Rahmen der Jahresab-
schlussprüfung. 
 
Nach § 25 Abs. 2 EntgTranspG ist der 
Bericht erstmals im Jahr 2018 zu erstel-
len. Der Berichtszeitraum für den 
ersten Bericht umfasst nach Absatz 3 
nur das letzte abgeschlossene Kalen-
derjahr, das dem Jahr 2017 voraus-
geht; also nur das Jahr 2016. Ergän-
zende Ausführungen sind dem Leitfa-
den für Arbeitgeber, Betriebs- und 
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Dennoch erhielt der Arbeitnehmer für 
den unmöglich gewordenen Ersatzur-
laub keinen Ersatz in Geld, weil das 
Arbeitsverhältnis rechtlich noch bis zum 
Ende der Passivphase fortbestand. 
 
Tipp: Arbeitnehmer müssen also in 
Zukunft verstärkt darauf achten, Urlaub 
rechtzeitig zu beantragen und ihn auch 
tatsächlich in Anspruch zu nehmen, 
wenn sie nicht riskieren wollen, dass er 
verfällt. 

einen Arbeitsplatzwechsel ausschlie-
ßen kann, greift ein betriebliches Be-
schäftigungsverbot. 
 
Darüber hinausgehend soll es Arbeits-
verbote gegen den Willen der Frau 
künftig nicht mehr geben. Grundsätzlich 
darf ein Arbeitgeber eine schwangere 
oder stillende Frau nicht zwischen 
20 Uhr und 6 Uhr beschäftigen. Sofern 
die Frau jedoch einwilligt, aus ärztlicher 
Sicht nichts dagegen spricht und insbe-
sondere eine unverantwortbare Ge-
fährdung ausgeschlossen ist, darf der 
Arbeitgeber sie bis 22 Uhr beschäfti-
gen. Auch die Möglichkeit der Sonn- 
und Feiertagsarbeit wird auf Wunsch 
der Schwangeren erweitert. 
 
Hinweis: Bereits seit der Verkündung 
des Gesetzes am 30. Mai 2017 erhal-
ten Mütter von Kindern mit Behinde-
rungen insgesamt zwölf Wochen Mut-
terschutz und damit vier Wochen mehr 
als bisher. Weiterhin gibt es einen 
Kündigungsschutz für Frauen, die nach 
der zwölften Schwangerschaftswoche 
eine Fehlgeburt erlitten haben. 
 

gungen ausreichend berücksichtigt 
werden. Hierfür ist der Kreis vergleich-
barer Arbeitnehmer zu ermitteln. Die 
Arbeitnehmer müssen auch bezogen 
auf den mit der Änderungskündigung 
angebotenen Arbeitsplatz wenigstens 
annähernd gleich geeignet sein. 

Nicht gewährter Urlaub führt nicht zwingend zu einem Ausgleich in Geld 
Wenn ein Arbeitgeber rechtzeitig bean-
tragten Urlaub nicht gewährt, kann der 
Arbeitnehmer einen Schadensersatz-
anspruch auf Ersatzurlaub haben. Kann 
auch dieser nicht genommen werden, 
entsteht nach einem Urteil des Bunde-
arbeitsgerichts nicht automatisch ein 
Anspruch auf Schadensersatz in Geld. 
Letzteres gilt vielmehr nur, wenn die 
Unmöglichkeit, den Ersatzurlaub zu 
nehmen, darauf zurückzuführen ist, 
dass das Arbeitsverhältnis rechtlich 

beendet ist. 
 
Im vorliegenden Fall ging es um einen 
Arbeitnehmer, der in die Passivphase 
seiner Altersteilzeit eingetreten war. Er 
hatte rechtzeitig Urlaub beantragt, der 
ihm jedoch nicht gewährt worden war. 
Der entsprechende Anspruch wandelte 
sich in einen Anspruch auf Ersatzur-
laub. Auch dieser konnte nicht mehr 
genommen werden, weil inzwischen die 
Freistellungsphase begonnen hatte. 

Änderungen des Mutterschutzgesetzes zum 1. Januar 2018 
 
Seit dem 1. Januar 2018 greifen we-
sentliche Änderungen des Mutter-
schutzgesetzes, durch die der Arbeits-
schutz von Frauen während der 
Schwangerschaft, nach der Entbindung 
und in der Stillzeit verstärkt wird. 
 
Der geschützte Personenkreis wird 
erheblich ausgeweitet. Gesetzlich 
geschützt werden künftig u. a. auch 
 
· Frauen in betrieblicher Berufsbil-

dung und Praktikantinnen 
· Frauen mit Behinderung, die in 

einer Werkstatt für behinderte Men-
schen beschäftigt sind 

· Frauen, die als Entwicklungshelfe-
rinnen tätig sind 

· Frauen, die nach dem Bundesfrei-
willigendienstgesetz beschäftigt 
sind 

· Frauen, die in Heimarbeit beschäf-
tigt sind 

· arbeitnehmerähnliche Selbstständi-
ge 

· Schülerinnen und Studentinnen, 
insbesondere soweit die Ausbil-
dungsstelle Ort, Zeit und Ablauf der 

Ausbildungsveranstaltung verpflich-
tend vorgibt 

 
Arbeitgeber sollen Beschäftigungsver-
bote aus betrieblichen Gründen ver-
meiden. Diese sollen nur noch dann in 
Betracht kommen, wenn alle anderen 
Maßnahmen, eine unverantwortbare 
Gefährdung zu vermeiden, versagen. 
Daher werden Arbeitgeber verpflichtet, 
konkrete Arbeitsplätze hinsichtlich einer 
solchen Gefährdung zu beurteilen. 
Liegt eine unverantwortbare Gefähr-
dung vor, greift ein dreistufiges Verfah-
ren. 
 
Stufe 1: Der Arbeitgeber muss die 
Arbeitsbedingungen durch Schutzmaß-
nahmen umgestalten. 
Stufe 2: Ist das nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand mög-
lich, muss der Arbeitgeber einen ande-
ren geeigneten und zumutbaren Ar-
beitsplatz für die schwangere Frau 
finden. 
Stufe 3: Erst wenn der Arbeitgeber 
unverantwortbare Gefährdungen weder 
durch Schutzmaßnahmen noch durch 

Sozialauswahl bei ordentlicher betriebsbedingter Änderungskündigung 
 
Auch eine betriebsbedingte Ände-
rungskündigung muss sozial gerecht-
fertigt sein. Dies ist der Fall, wenn das 
Beschäftigungsbedürfnis zu den bishe-
rigen Bedingungen entfallen ist und der 
Arbeitgeber nur Änderungen vor-
schlägt, die der Arbeitnehmer billiger-
weise hinnehmen muss. Welche Ände-
rungen hinzunehmen sind, muss nach 
dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 

festgestellt werden. Sie müssen geeig-
net und erforderlich sein, um das Ar-
beitsverhältnis an die verbliebenen 
Beschäftigungsmöglichkeiten anzupas-
sen, und sie dürfen sich nicht weiter 
von den ursprünglichen Inhalten entfer-
nen, als dafür erforderlich ist. 
 
Auch soziale Gesichtspunkte müssen 
bei betriebsbedingten Änderungskündi-
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ter und Verkäufer, da die verkaufende 
Gesellschaft nie Vermieterin gewesen 
ist. Die Richter bejahten dennoch eine 
Bindung des Grundstückskäufers an 
den Mietvertrag und wiesen die Räu-
mungsklage ab, da die Vorschrift zwar 
nicht direkt, jedoch entsprechend an-
wendbar ist. Voraussetzung für eine 
entsprechende Anwendung der Vor-
schrift ist, dass die Vermietung mit 
Zustimmung des Eigentümers erfolgt, 
im alleinigen wirtschaftlichen Interesse 
des Eigentümers liegt und der Vermie-
ter kein eigenes Interesse am Fortbe-
stand des Mietverhältnisses hat. Im 
entschiedenen Fall waren die vorge-
nannten Voraussetzungen erfüllt. Der 
Grundstückskäufer ist als Vermieter in 
den noch laufenden Mietvertrag einge-
treten. Eine vorzeitige ordentliche Kün-
digung war folglich nicht möglich, so 
dass die Räumungsklage keinen Erfolg 
hatte. 
 

Wir helfen Ihnen gern! 
 
Die NPP LEGAL Traut Schellack & 
Partner mbB bietet im Bereich Daten-
schutz kompetente Unterstützung und 
Beratung. Ob Bestandsaufnahme, 
Unterstützung bei der Erstausstattung 
und die Stellung eines TÜV-
zertifizierten externen Datenschutzbe-
auftragten gehören zu unseren Leis-
tungen. Gern stehen wir auch kurz vor 
dem Stichtag für alle Fragen rund um 
den Datenschutz zur Verfügung. 
 
 
Christian Böttger 
Rechtsanwalt 
Datenschutzbeauftragter (TÜV zert.) 
 

 
 
 

NPP kompakt gibt die gesetz-
lichen Neuregelungen, Recht-
sprechung und Finanzverwal-
tungsanweisungen nur auszugs-
weise wieder. Für etwaige Infor-
mationsfehler übernehmen wir 
keine Haftung. Die Inhalte der 
einzelnen Beiträge sind nicht zu 
dem Zweck erstellt, abschließen-
de Informationen über bestimmte 
Themen bereitzustellen oder eine 
Beratung im Einzelfall ganz oder 
teilweise zu ersetzen. Hierfür 
steht Ihnen NPP Niethammer, 
Posewang & Partner GmbH auf 
Wunsch gerne zur Verfügung. 
 
Redaktionelle Auswahl  
und Kontakt: 
 
NPP Niethammer,  
Posewang & Partner GmbH 
Tel.: 040 33 44 6 500 
E-Mail: off ice@npp.de 
 
NPP LEGAL Traut, Schellack 
& Partner mbB 
Tel.: 040 33 44 6 100 
E-Mail: info@npp-legal.de 
 
Johannes-Brahms-Platz 1 
20355 Hamburg 
 
Internet: www.npp.de  
 
Redaktionsstand: 26. April 2018 

„Kauf bricht nicht Miete“ gilt auch, wenn Vermieter nicht Eigentümer ist 
Auch wenn Vermieter und Verkäufer 
nicht identisch sind, kann ein Mietver-
hältnis kraft Gesetzes auf den Grund-
stückskäufer übergehen. Dies gilt, 
wenn die Vermietung des veräußerten 
Grundstücks mit Zustimmung und im 
alleinigen wirtschaftlichen Interesse des 
Eigentümers erfolgte und der Vermieter 
kein eigenes Interesse am Fortbestand 
des Mietverhältnisses hat. Das hat der 
Bundesgerichtshof entschieden. 
 
Ein Gewerbemieter hatte die Räume 
von einer Handels-GmbH gemietet. 
Eigentümer war seinerzeit aber eine 
Grundstücksgesellschafts-GmbH. Die 
Handelsgesellschaft war aus strategi-
schen Gründen ins Leben gerufen 
worden und hatte den Mietvertrag auf 
Anweisung der Grundstücksgesell-
schaft abgeschlossen. Letztere hatte 
die Immobilie auch verwaltet und die 
Miete eingezogen. 
 

Die Grundstücksgesellschaft verkaufte 
nach einiger Zeit die Immobilie. Dem 
Kaufvertrag war eine Mieterliste beige-
fügt. Ferner übertrug die Grundstücks-
gesellschaft sämtliche Rechte und 
Pflichten aus den Mietverträgen ab 
Übergabe auf den Erwerber. Zwei 
Jahre später kündigte der Erwerber die 
Mietverhältnisse und klagte auf Räu-
mung. Da die Mietverträge keine Kün-
digungsmöglichkeit vorsahen, kam es 
entscheidend darauf an, ob der Grund-
stückskäufer an den Mietvertrag ge-
bunden war, ob also der Vertrag beim 
Grundstückserwerb kraft Gesetzes auf 
ihn übergegangen war. Das Gesetz 
sieht einen solchen Übergang vor, 
wenn eine vermietete Immobilie vom 
Vermieter an einen Dritten veräußert 
wird („Kauf bricht nicht Miete“). 
 
In dem vom Gericht entschiedenen Fall 
fehlte es jedoch an der vom Gesetz 
vorausgesetzten Identität von Vermie-

Datenschutzrecht: Countdown zum Start der DS-GVO läuft ab 
Am 25.05.2018 tritt die Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) allge-
meinverbindlich in Kraft. Bereits in 
Ausgabe 5/2017 von NPP kompakt 
haben wir hierzu ausführlich berichtet. 
 
Weniger als ein Monat Zeit bleibt nun 
noch, um die gesetzlichen Anforderun-
gen des neuen Datenschutzrechts zu 
erfüllen. 
 
Nach einer aktuellen Umfage hat sich 
ein Großteil Deutscher Unternehmen 
noch gar nicht oder nur rudimentär mit 
dem Thema beschäftigt. Am häufigsten 
werden als Entschuldigung hierfür die 
zusätzliche Arbeitsbelastung und be-
fürchtete Kosten angeführt. Aus dem 
Blick gerät dabei nur, dass die Unter-
nehmensleitung persönlich für Ver-
säumnisse oder Verstöße im Daten-
schutz haftet und von der Aufsichtsbe-
hörde zur Verantwortung gezogen 
werden wird. Hier stehen neben Buß-
geldern von bis zu 20 Mio. Euro auch 
Schadensersatzansprüche Betroffener 
im Raum. 
 
Sind Sie und Ihr Unternehmen schon 
bereit für den Stichtag 25.05.2018? 
Haben Sie Ihre Prozesse für personen-
bezogene Daten angepasst und auch 
dokumentiert? 

mailto:office@npp.de
mailto:info@npp-legal.de

